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Hinweis für die Besucherinnen und Besucher: Es gilt vor Ort 3G+. 
Zutritt nur mit einem bestätigten Impf- oder Genesungsnachweis 
sowie einem negativen COVID-19-Test, der nicht älter als 24 h sein 
darf. Kostenloses Testangebot vor Ort ab 13.00 Uhr. Aufgrund der 
sehr begrenzten Plätze bitten wir, dass Livestream-Angebot zu nutzen. 

Eröffnung und Begrüßung;   
Feststellung der Beschlussfähigkeit;   
Feststellung der Tagesordnung;   
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung;   
Niederschrift;   
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 13.10.2021;   
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 14.10.2021 (Fortsetzung vom 

13.10.2021);   
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 10.11.2021;   
- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 18.11.2021 (Fortsetzung vom 

10.11.2021);   
- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 08.12.2021;   
Eilentscheidung des Oberbürgermeisters;   
Mandatsveränderungen;   
Einwohneranfragen (werden schriftlich beantwortet);   
- Kooperation der Stadt Leipzig mit westsächsischen Städten und 

Gemeinden im kulturellen Bereich; Dieter Krause  
- Stecker-Solar-Geräte in Leipzig; Ralf Noack  
- Schlobachshof/Erhaltung des denkmalgeschützten „Pavillon“; 

Angelika Kriehmig  
- Pilotprojekt: Umzäunte Hundewiesen in Leipzig; Christian Gracza  
- Schlobachshof – Stand Durchsetzung Stadtratsbeschluss zur Petition 

„Kein Abriss ohne Konzept“; Dr. Karla Amm  
- Fassadengrün; Dirk Matscheroth  
Petitionen  (werden nach TOP Einwohneranfragen aufgerufen);   
- Petition zur Lösung der Parkplatzsituation bei größeren Veranstal-

tungen im Haus Auensee in Wahren; Petitionsausschuss / Petent: 
Christof Korth  

- Prüfung einer Bewerbung der Stadt Leipzig als European Green 
Capital für das Jahr 2023; Petitionsausschuss / Petent: Dieter Krause  

- Teilnahme der Stadt Leipzig am Self-Audit für Informationsfreiheit; 
Petent: Jan-Erik Hansen 

-	 Verletzung	der	Verkehrssicherungspflicht	B181	Merseburger	Straße;	
Petent: Manfred Schubert 

- E-Scooter; Petentin: Peggy Spitzner 
- Erhalt der Senioren-Begegnungsstätte „Lange Lene“; Petitionsaus-

schuss / Petenten: Prof. Dr. Gothild Lieber, Dieter Kriegsmann  
- Gutspark Zweinaundorf in alter Pracht erstrahlen lassen und 

bürgernah weiterentwickeln!; Petitionsausschuss / Petent: Klaus 
Helmuth Tiltack  

- Deutschland-Tour Bewerbung; Petent: André Paul 
- Petition nach § 12 SächsGemO zur Beauftragung des Leiters des 

Gewandhauschores, Gregor Meyer, mit der Komposition einer 
Dankkantate zum Ende der Corona-Pandemie für das Bachfest 
2022 der Stadt Leipzig; Petent: Dieter Krause 

- Petition zur Reaktivierung der Bahntrasse Leipzig-Ost nach Leip-
zig-Stötteritz; Petenten: Da-niel und Ronny Würfel 

- Johannisallee sicher für Radverkehr machen; Petent: Erik Butter 
- Radweg Zschochersche Straße; Petitionsausschuss / Petentin: Ellen 

Schäpsmeier  
Besetzung von Gremien;   
- Stadtbezirksbeirat Alt-West (5. Änderung);  
- Stadtbezirksbeirat Nord (2. Änderung);  
- Information zur Besetzung der beschließenden und beratenden Aus-

schüsse und des Ältestenrates durch die Fraktionen (17. Änderung);  
Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt Leipzig in Aufsichts-
räte, Zweckverbände und Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist;   
Personalangelegenheiten;   
- Wiederbestellung der Eigenbetriebsleiterin des Städtischen Klini-

kums „St. Georg“ Leipzig;  
- Leistungsabhängige Vergütung für den Betriebsleiter des Kommu-

nalen Eigenbetriebes Engelsdorf;  
Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung und Verweisung in die 
Gremien gem. § 5 Abs. 3 5 der Geschäftsordnung  (Die Anträge finden 
Sie in der aktualisierten elektronischen Version der TO in Allris);   
Anträge zur Beschlussfassung;   
- Mitgliedschaft im Leipzig Science Network; Fraktion Bündnis 90/

Die Grünen  
- No more Leuschis – Planungsgrundsätze überarbeiten, Biodiversität 

erhalten!; Fraktion Die Linke  
- E-Learning und hybrider Unterricht an allen Schulformen; Fraktion 

Freibeuter, Die Linke  
- Kultur divers gestalten; Migrantenbeirat    
- Blühwiesen statt Steppenlandschaft; Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen  
- Fahrradmitnahme in Straßenbahnen und Bussen; SPD-Fraktion  
- Kronkorken zu Obstbäumen machen – Sammelbehälter in allen 

Parks initiieren; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
- Quartier Schreiberstraße nachhaltig entwickeln; Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen  
- Leipzig als zukünftiger Ausrichter einer Bundesgartenschau; AfD-

Fraktion  
- Tempo 30 – Raschwitzer Straße; SR S. Pellmann, SR F. Riekewald, 

SR Dr. A. Bednarsky  
- Flagge zeigen gegen Antiromaismus – Hissen der Roma-Flagge am 

Internationalen Tag der Rom*nja; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
Fraktion Die Linke  

- Informationspolitik der Stadt Leipzig verbessern (neuer Titel); 
Fraktion Freibeuter  

- Evaluation der Fachkräfteallianz Leipzig und Anpassung an neue 
Herausforderungen; Fraktion Die Linke  

- Pereser See – Leipziger Auwald schützen!; Fraktion Die Linke  
- Leipziger Grabensystem (Gewässer II. Ordnung): Renaturierung 

und Hochwasserschutz in Einklang bringen; AfD-Fraktion  
- Zusätzlicher digitaler Zahlungsweg bei Parkscheinautomaten; 

CDU-Fraktion  
- Übernahme der Kosten für Covid-19-Tests (Bürgertests) durch die 

Stadt Leipzig ab 1. Janu-ar 2022; AfD-Fraktion  
- Qualität im öffentlichen Raum und in der Baukultur für den „Frei-

ladebahnhof Eutritzscher Straße/Delitzscher Straße“ - Bebauungs-
plan Nr. 416 sicherstellen; Stadtbezirksbeirat Mitte  

- Babystarterpaket weiterentwickeln – Familien präventiv unter-
stützen; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  

- Sirenen zur Katastrophenwarnung; Fraktion Freibeuter  
- Stadtgut und -wald Leipzig-Mölkau bürgerfreundlich und natur-

nah entwickeln; Stadträtin Anja Feichtinger Stadträtin Beate Ehms 
Stadträtin Siegrun Seidel

- Durchstich zwischen Karl-Heine-Kanal und Elster-Saale-Kanal 
endlich realisieren!; Stadtrat Christoph Neumann  

- Adäquate Entsorgungsmöglichkeiten für Zigarettenreste im öffent-
lichen Raum schaffen; Jugendparlament/Jugendbeirat  

- Online-Lotsen für den Bürgerservice (A 0136/ 22-02-NF); SPD-Frak-
tion  

- Sanierung und Erweiterung der Turnhalle der Schule Liebertwolk-
witz (OR 0070/ 21/22); Ortschaftsrat LIebertwolkwitz  

- Sanierung & Kapazitätserweiterung der Hans-C.-A.-Grundschule in 
Leipzig (A 0172/ 21/22); SRin Anja; Feichtinger; SR Jürgen Kassek; 
SRin Beate Ehms  

- Sporthistorische Route weiter ausbauen (A 0126/ 21/22); SPD-Frak-
tion  

- Bau eines Gehweges entlang der B 181 vom Grünen Bogen bis zum 
Ochsenweg; Ortschaftsrat Burghausen  

- Reparatur der Alten Seehausener Straße (OR 0056/ 22); Ortschaftsrat 
Seehausen  

für Mittwoch, den 19.01.2022, um 14.00 Uhr, Kongresshalle Leipzig,  
Pfaffendorfer Straße 31, 04105 Leipzig, ggf. Fortsetzung am Donnerstag, den 20.01.2022,  

ab 16.00 Uhr, Kongresshalle Leipzig, Pfaffendorfer Straße 31, 04105 Leipzig

Tagesordnung der Ratsversammlung
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- Neuregelung für Mieterstrom; SPD-Fraktion  
- Jobrad für kommunale Angestellte; SPD-Fraktion  
- Neubau Spielplatz Zentrum-Ost; SPD-Fraktion  
Anfragen an den Oberbürgermeister;   
- Zahngesundheit im Vorschulalter; CDU-Fraktion  
- Weibliche Personen in der Leipziger Branddirektion; SPD-Fraktion  
- Umsetzung „Voruntersuchung Erweiterung S-Bahn-Netz prüfen“; 

SPD-Fraktion  
- Kampf den Schottergärten – wie steht es um die Vorgartensatzung?; 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
- Sanierungsbedarf bei öffentlichen Bolzplätzen und Umsetzungs-

planung; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
- Stand der Umsetzung der Beschlussfassung zum Jahrtausendfeld; 

SR Dr. Volker Külow  
Bericht des Oberbürgermeisters;   
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen;   
Vorlagen I;   
- Bau- und Finanzierungsbeschluss Busabstellplatz und Zufahrtsstra-

ße Hauptbahnhof Ostseite (Bestätigung gemäß § 79 (1) SächsGemO);  
- Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für Schulen;  
- 1. Änderung der Förderung von Baumaßnahmen zur Errichtung 

eines Stadtteilzentrums in der Heilandskirche  im Rahmen des 
Bund-Länder-Programms Stadtumbau (Bestätigung gem. § 79(1) 
SächsGemO);  

- Planungsbeschluss: Ersatzneubau für das Funktionsgebäude im 
Erich-Steinfurth-Stadion;  

- Konzept für die mittel- und langfristige Verwaltungsunterbringung 
– Standortempfehlung (Be-stätigung gem. § 79 (1) SächsGemO); 

- Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten in weisungs-
freien Angelegenheiten (Verwaltungskostensatzung);  

- Planungsbeschluss zur Herstellung der Barrierefreiheit und zur 
brandschutztechnischen Er-tüchtigung von zwei Gebäuden im 
Robert-Koch-Park, Haus 5 und Haus 6, zur Nutzung als zukünftiges 
soziokulturelles Zentrum; 

- Bebauungsplan Nr. 467 „Erweiterung Stadtteilzentrum Leutzsch“,  
Stadtbezirk: Alt-West, Ortsteil: Leutzsch; Aufstellungsbeschluss; 

- Anpassung des Abonnements sowie Optimierung der Platzkatego-
rien: Neufestsetzung der Entgeltordnung für den städtischen Eigen-
betrieb Oper Leipzig ab der Spielzeit 2022/2023 (pri-vatrechtliche 
Entgeltordnung) 

- Bau- und Finanzierungsbeschluss Ersatzneubau des Nahlestegs 
im Zuge des Heuwegs, Bauwerk II/12 (Bestätigung gem. § 81 (5) 
SächsGemO); 

- Teilnahme am Nakopa-Programm mit dem Projekt „“Korso Dralle-
vacica“- partizipative Um-gestaltung der Bosanska Ulica zur Straße 
für Menschen“ zwischen Leipzig und seiner Part-nerstadt Travnik 
im Zeitraum 11/2020 – 11/2023 (Nacherfassung VII-DS-02315);  

- Einheitliche Regelung zur Vermarktung von städtischen Grund-
stücken mittels Bestellung von Erbbaurechten (Nacherfassung 
VII-Ifo-02583);  

- Bebauungsplan Nr. 468 „Gerichtsweg/Täubchenweg“; Stadtbezirk: 
Südost, Ortsteil: Reudnitz-Thonberg; Aufstellungsbeschluss;  

- Mitgliedschaft der Stadt Leipzig im „International Association for 
Sports and Leisure Facillities – Deutschland e.V.“ (IAKS);  

- vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 436 „Verbrauchermarkt 
Lindenthaler Hauptstraße“; Stadtbezirk: Nordwest, Ortsteil: Lin-
denthal; 1. Durchführungsvertrag, 2. Satzungsbeschluss;  

- Bebauungsplan Nr. 35.3 „Neues Messegelände – Teil 3 „Mockau 
Alter Flughafen – West““, 2. Änderung; Stadtbezirke: Nordost, 
Nord, Ortsteile: Mockau-Nord, Seehausen; Aufstellungsbeschluss;  

- Information zur Haushaltslage zum Stichtag 31.08.2021 sowie ak-
tuelle	Prognose	2022	(Sonderfinanzbericht	zum	31.08.2021)	–	und	
Bestätigung von überplanmäßigen Aufwendun-gen gemäß § 79 
Abs. 1 SächsGemO für das Haushaltsjahr 2022;  

- Themenjahr 2023 „Leipzig – Die ganze Stadt als Bühne“;  
- Wirtschaftsplan 2022 für den Eigenbetrieb Oper Leipzig;  
- Wirtschaftsplan 2022 für den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig;   
- Baubeschluss Kindertagesstätte, Friedrichshafner Str. 147 – Ersatz-

neubau; Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
- Neuregelung der Vertretung der Stadt Leipzig in der Fluglärm-

kommission (FLK) für den Flughafen Leipzig/Halle;  
- Überplanmäßige Aufwendungen für die Inbetriebnahme der Re-

serveobjekte Helenenstraße 26 und An den Tierkliniken 48 für die 
Unterbringung	 Geflüchteter	 und	 Ausführungsbeschluss	 für	 die	
Bewirtschaftung, Bewachung, und soziale Betreuung;  

- Umwidmung von Mitteln für die Umsetzung von Gewässerent-
wicklungsmaßnahmen im Leipziger Nordraum (Bestätigung gem. 
§ 79 (1) SächsGemO);  

Informationen I;   
- 19. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen; 
- Information über den Prüfauftrag des Stadtrates zu möglichem 

Eigentumsübergang der Messehalle 12; 
- Zuwendungsbericht der Stadt Leipzig für das Haushaltsjahr 2020;  
- Projekt Stadtsauberkeit – Jahresrückblick 2020;  
- Sponsoringbericht der Stadt Leipzig für das Jahr 2020;  
- Arbeitsbericht der Verkehrsunfallkommission für das Jahr 2020 

(Nacherfassung VII-Ifo-02803);  
- Suchtbericht Leipzig 2021;  
- Evaluierungsbericht zur Informationsfreiheitssatzung;  
- Bebauungsplan Nr. 416 „Freiladebahnhof Eutritzscher / Delitzscher 

Straße“ hier: Veränderung der Kontroll- und Mehrheitsverhältnisse 
beim Vorhabenträger;  

- 28. Beteiligungsbericht der Stadt Leipzig 2021;  
- 28. Beteiligungsbericht der Stadt Leipzig 2021 – Ergänzung;  
- Geschäftsbericht des Ordnungsamtes für das Jahr 2020;  
- Finanzbericht zum 30.09.2021;  
- Auswirkungen der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

zur Verfassungsmäßigkeit der Verzinsung nach § 233a i. V. m § 238 
Abs. 1 S. 1 Abgabenordnung (AO);  

- Veräußerung städtischer Grundstücke für Eigenheime mittels Erb-
baurecht	■

(Änderungen vorbehalten)

Der Oberbürgermeister

Vor	dem	Hintergrund	der	hohen	Corona-Infektionszahlen	findet	
die öffentliche Versteigerung von Fundsachen des Ordnungsamtes 
zurzeit ausschließlich als Onlineauktion statt.
Ab dem 24.01.2022 werden auf www.zoll-auktion.de allgemeine 
Fundsachen	versteigert,	deren	Aufbewahrungspflicht	von	6	Monaten	
gemäß § 973 BGB abgelaufen ist. 
Ansprüche hinsichtlich der zur Versteigerung freigegebenen 

Versteigerung von Fundsachen
Fundsachen können bis zum 21.01.2022, 12:00 Uhr, im Fundbüro, 
Prager Straße 130 in 04317 Leipzig, Telefon-Nr. 123-84 00, geltend 
gemacht werden.
Weitere	Informationen	finden	Sie	unter	
www.leipzig.de/fundbuero	■

Ordnungsamt 
Verwaltungsabteilung

http://www.zoll-auktion.de
http://www.leipzig.de/fundbuero
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 17.01.2022, 17.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Ratsplenarsaal
 - Eröffnung und Begrüßung
 - Feststellung der Beschlussfähigkeit
 - Feststellung der Tagesordnung
 - Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 06.12.2021 
 - Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 20.12.2021 
 - Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung
 - Anfragen, Sonstiges 

Beschlüsse aus der 39. nicht öffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 22.11.2021
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.
Beschlüsse aus der 40. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 06.12.2021
 - Ankauf des Flurstückes 3909/42 der Gemarkung Leipzig für den 

Neubau der Gemeinschaftsschule mit Sporthalle am Dösner Weg  ■
Der Vorsitzende 

des Grundstücksverkehrsausschusses

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Sitzungen  
der Stadtbezirksbeiräte

Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Stadtbezirksbeirat Südwest am 10.01.2022, 18.30 Uhr, per Vi-
deokonferenz
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden 
Sie unter: https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/
to010?SILFDNR=2000239&refresh=false
• Vorstellung Friedensrichterin 
• Vorstellung Vorplanung Kötzschauer/Luckaer/Pörstener Straße
• Vorstellung Vorplanung von vier Stichstraßen westl. der Dieskau-

straße 

Stadtbezirksbeirat Alt-West am 12.01.2022, 17:30 Uhr, per Vi-
deokonferenz 
Den Link zur Sitzung finden Sie unter https://www.leipzig.de/freizeit-
kultur-und-tourismus/veranstaltungen-und-termine/eventsingle/event/
sitzung-stadtbezirksbeirat-alt-west-23-1-20220112
• Gelegenheit für Einwohneranfragen
• Befestigung Ellernweg
• Informationen zum Kaufhaus Held
• Bau- und Finanzierungsbeschluss Dr.-Hermann-Duncker-Straße, 

Erneuerung Gehwege
• Aktivierung der Grünflächen entlang der Kuhturmstraße
• Beratungen zum Stadtbezirksbudget 

Stadtbezirksbeirat Süd am 12.01.2022, 18:00 Uhr, per Video-
konferenz 
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden 
Sie unter https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/
to010?SILFDNR=2000242&refresh=false
• Gelegenheit zu Einwohneranfragen
• Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
• Schulnamensgebung Grundschule Bernhard-Göring-Straße
• Infos zum Beteiligungsverfahren Connewitzer Spitze
• Gespräch Umgestaltung Gustav-Freytag-Straße
• Überplanmäßige Aufwendungen für die Inbetriebnahme der 

Reserveobjekte Helenenstraße 26 und An den Tierkliniken 48 für 
die Unterbringung Geflüchteter und Ausführungsbeschluss für die 
Bewirtschaftung, Bewachung und soziale Betreuung

• Zweiter Standort/dezentrales Stadtteilzentrum Dölitz-Lößnig-Dösen-
Marienbrunn

Stadtbezirksbeirat Mitte am 13.01.2022, 18:00 Uhr, per Video-
konferenz 
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden 
Sie unter https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/
to010?SILFDNR=2000237&refresh=false
• Gelegenheit zu Einwohneranfragen
• Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
• Offenlegung Pleißemühlgraben zwischen Käthe-Kollwitz-Straße 

und Parte/Zoo – Planungsbeschluss
• Überplanmäßige Aufwendungen für die Inbetriebnahme der 

Reserveobjekte Helenenstraße 26 und An den Tierkliniken 48 für 
die Unterbringung Geflüchteter und Ausführungsbeschluss für die 
Bewirtschaftung, Bewachung und soziale Betreuung

• Neubau Spielplatz Zentrum-Ost
• Fahrbahndeckensanierung Friedrich-Ebert-Straße von Karl-Tauch-

nitz-Straße bis Käthe-Kollwitz-Straße ■

(Änderungen vorbehalten)

Vom 10. bis 14. Januar 2022 fallen die Sprechzeiten im Amt für Jugend 
und Familie, Sachgebiet Beistandschaft/Beurkundung, aus. Beurkun-
dungen (z. B. Vaterschaftsanerkennungen), Unterhaltsberatungen, 
Beistandschaften, Negativatteste und Beratungen zur Vaterschafts-
klärung werden in diesem Zeitraum nicht angeboten. 
Anträge oder Unterlagen können entweder auf dem Postweg zuge-
sandt oder an der Information des Amtes für Jugend und Familie in 
der Naumburger Straße 26 abgegeben werden. 
Hintergrund ist, dass alle Bestandsfälle wegen der zum 1. Januar 2022 
geänderten Düsseldorfer Tabelle überprüft und die Beteiligten über 
die neuen Regelsätze informiert werden müssen. ■

Schließzeiten im Bereich  
Beistandschaft/Beurkundung

Gemäß § 3 Abs.7 der Leipziger Polizeiverordnung wird das Betreten 
oder Benutzen von Eisflächen auf allen öffentlichen Gewässern der 
Stadt Leipzig nicht zugelassen. 
Mit Betreten der Eisfläche begibt man sich in Gefahr. Eine Haftung für 
Schäden, Unfälle oder den eventuellen Einsatz von Rettungskräften 
kann die Kommune deshalb nicht übernehmen. Stattdessen sind die 
Verantwortung und Kosten selbst zu tragen. 
Stärke und Tragfähigkeit des Eises von Tümpeln, Seen, Flüssen und Wei-
hern sind trotz vermeintlich geschlossener Eisdecke schwer einschätzbar. 
Aus diesem Grund kann eine ausreichende Belastbarkeit für das Schlitt-
schuhlaufen, Eishockey oder Spazierengehen nicht garantiert werden.
Eissport insbesondere auf dem Cospudener See ist grundsätzlich ver-
boten. Für das bei Dauerfrost beliebte Eissegeln auf dem Cospudener 
See ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.
Bei Verstößen gegen das Verbot des Betretens und Befahrens von Eis-
flächen übernimmt die Stadt Leipzig keine Haftung. ■

Betreten von Eisflächen  
auf eigene Gefahr

 https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000239&refresh=false 
 https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000239&refresh=false 
https://www.leipzig.de/freizeit-kultur-und-tourismus/veranstaltungen-und-termine/eventsingle/event/s
https://www.leipzig.de/freizeit-kultur-und-tourismus/veranstaltungen-und-termine/eventsingle/event/s
https://www.leipzig.de/freizeit-kultur-und-tourismus/veranstaltungen-und-termine/eventsingle/event/s
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000242&refresh=false
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000242&refresh=false
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000237&refresh=false 
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to010?SILFDNR=2000237&refresh=false 
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Sitzungen der Ortschaftsräte
Sitzung des Ortschaftsrates Lützschena-Stahmeln am 10.01.2022 
um 18:30 Uhr
Die Sitzung fällt aus.

Sitzung des Ortschaftsrates Engelsdorf am 10.01.2022 um 19:00 Uhr
Die Sitzung fällt aus.

Sitzung des Ortschaftsrates Miltitz am 11.01.2022 um 18.30 Uhr, 
Heimatverein Miltitz, An der Alten Post 1
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/miltitz
• Neue Vergaberichtlinien  für Brauchtumsmittel
• Auswertung des Jahres 2021
• Vorhaben im Jahr 2022
• Anfragen der Bürger und der Ortschaftsräte    

Sitzung des Ortschaftsrates Wiederitzsch am 11.01.2022 um 19:00 
Uhr
Die Sitzung fällt aus.

Sitzung des Ortschaftsrates Rückmarsdorf am 11.01.2022 um 19 
Uhr, per Videokonferenz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/rueckmarsdorf
• Auswerten Ratsversammlung vom 08.12.2021
• Vorstellung Errichten Turnplatz initiiert durch Herrn Germer „Kraft 

für Leipzig“
• Beschlussvorlage - VII-DS-02330: Saale-Elster-Kanal-Radweg - Planungs-

beschluss des 1. TBA auf Gemarkung der Stadt Leipzig
• Sonstiges / Fragestunde / Aktuelles
• Organisatorisches
 

Sitzung des Ortschaftsrates Lindenthal am 11.01.2022 um 19 Uhr, 
per Videokonferenz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/lindenthal
• Themenjahr 2023 - Die ganze Stadt als Bühne
• Planungskosten einer neuen Schulsporthalle für die Alfred-Kästner-GS
• Handlungsleitfaden zur Vergabe von Brauchtumsmitteln
• Brauchtumsmittel 2022

Sitzung des Ortschaftsrates Mölkau am 11.01.2022 um 19 Uhr, 
Präsenzsitzung im ehemaligen Gemeindeamt Mölkau
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/moelkau

• Bürgeranfragen
• Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-A-06371-NF-02-VSP-01, Stadtgut und 

-wald Leipzig Mölkau bürgerfreundlich und naturnah entwickeln, 
• Antrag-Nr. VII-A-06608 - OR Lindenthal, Eine zukünftig frühzeitliche 

Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an Bauord-
nungsverfahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke und 
Ortschaften

• Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-04926, Bestätigung außerplanmäßiger 
Auszahlung von 200.000,00 EUR für den SV Mölkau 04 e.V.

• Absprache zur Vorgehensweise der Vergabe der Brauchtumsmittel 
2022 und erste Absprache zum Umgehen mit dem Handlungsleitfaden 
der Stadt Leipzig zu den Brauchtumsmitteln

• Absprache zu den Ideen eines neuen Banners mit Wappen für Mölkau, 
Beschlussfassung zum weiteren Vorgehen

• Anfragen der Ortschaftsräte
• Informationen des OV zur Vorbereitung der 700-Jahr-Feier
• Information des OV zum Antrag an das Kulturdezernat 50.000,00 €

Sitzung des Ortschaftsrates Liebertwolkwitz am 13.01.2022 um 
18.30 Uhr, per Videokonferenz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/liebertwolkwitz
• Anhörung Antrag Nr.: VII-A-06249 Leipziger Grabensystem (Gewässer 

II. Ordnung: Renaturierung und Hochwasserschutz in Einklang bringen
• Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06342: Themenjahr 2023 „Leipzig - Die 

ganze Stadt als Bühne“ 
 (gemeinsame online-Konferenz OR/SBB vom 06.12.2021)
• Vorstellung „Handlungsempfehlung für die Ortschaftsräte der Stadt 

Leipzig zur Verwendung der Ortschaftsmittel  
• Anhörung Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-HP-05183-VSP-01: Energe-

tische Sanierung der Oberschule Liebertwolkwitz (OR 0073/ 21/22)    
• Sonstiges
• online Einwohnerfragestunde 

Sitzung des Ortschaftsrates Böhlitz-Ehrenberg am 13.01.2022 um 
18.30 Uhr, per Videokonferenz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/boehlitz-ehrenberg
• VII-A-06608 – Frühzeitige Einbeziehung OR bei Bauordnungsverfahren
• VII-DS-02330 – Planungsbeschluss Elster-Saale-Kanal-Radweg
• Vergabe von Brauchtumsmitteln – Teil 1
• Vergabe von Brauchtumsmitteln – Teil 2
• Diskussion Handlungsleitfaden Brauchtumsmittel
• Informationen
• Sonstiges
• Bürgerfragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Holzhausen am 13.01.2022 um 19.30 
Uhr, per Videokonferenz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/holzhausen
• Beschlussvorlage: Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für 

Schulen
• Themensammlung ÖPNV
• Handlungsleitfaden Ortschaftsmittel
• Vorstellung des Friedensrichters Silvio Müller
• Gespräche mit den Holzhausener Vereinen und Institutionen
• Sonstiges & Termine
• Einwohnerfragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Hartmannsdorf-Knautnaundorf am 
17.01.2022 um 18.30 Uhr, ehemaliges Gemeindeamt Knautnaundorf
Teilnahme nur mit 2G+ (gültiger Impf- oder Genesungsnachweis und 
aktueller negativer Test)
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ort-
schaftsraete/hartmannsdorf-knautnaundorf
• Vorstellung und Diskussion zum Handlungsleitfaden Ortschaftsmittel
• Stand des Entwurfes der Tafel für Kanutnaundorf
• Anträge und Informationen der Ortschaftsräte
• Einwohneranfragen ■

(Änderungen vorbehalten)

https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/miltitz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/miltitz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/rueckmarsdorf 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/rueckmarsdorf 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/lindenthal 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/lindenthal 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/moelkau 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/moelkau 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/liebertwolkwitz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/liebertwolkwitz
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/boehlitz-ehrenberg 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/boehlitz-ehrenberg 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/holzhausen 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/holzhausen 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/hartmannsdorf-knautnau
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/stadtrat/ortschaftsraete/hartmannsdorf-knautnau
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1. Vorbemerkungen

Das Referat für Gleichstellung von Frau und Mann gewährt auf 
Grundlage dieser Fachförderrichtlinie im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel Zuwendungen als freiwillige Leistungen 
der	Stadt	Leipzig	im	pflichtgemäßen	Ermessen.	Ein	Rechtsanspruch	
auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht.

2. Rechtsgrundlagen

Grundlage dieser Fachförderrichtlinie ist die Rahmenrichtlinie zur 
Vergabe von Zuwendungen der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadt-
verwaltung stehende Stellen (Zuwendungsrichtlinie) und die darin 
ausgewiesenen gesetzlichen Regelungen.

3. Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen müssen zweckgebunden sein und dürfen nur gewährt 
werden, wenn
• an der Erfüllung der Maßnahme ein Interesse der Stadt Leipzig be-

steht oder gemeinnützige Ziele verfolgt werden und das Vorhaben 
ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang 
durchgeführt werden kann,

• die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt 
werden,

•	 die	Gesamtfinanzierung	im	Rahmen	der	Grundsätze	der	Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit gesichert ist,

• die ordnungsgemäße Geschäftsführung des Zuwendungsemp-
fängers außer Zweifel steht und der Nachweis über die Mittelver-
wendung gesichert erscheint,

• eine angemessene Eigenbeteiligung erfolgt.

4. Zuwendungszweck

Zuwendungen können für Projekte im Bereich Chancengleichheit zum 
Zweck der Gleichstellung von Frau und Mann und gegen geschlech-
terbezogene Benachteiligung gewährt werden.

Zuwendungsfähig sind folgende Inhalte:
• die Projektarbeit von Frauenverbänden und Frauenvereinen mit 

dem Ziel,
- Benachteiligungen von Frauen abzubauen,
- die Teilhabe von Frauen am gesellschaftlichen und kulturellen 

Leben sowie deren Mitwirkung in entsprechenden Gremien zu 
fördern,

- Initiativen und Aktionen zur praktischen Durchsetzung der 
Chancengleichheit zu  entwickeln und durchzuführen

• Veranstaltungen und Publikationen mit dem Anliegen:  
-  geschlechterbezogene Benachteiligungen abzubauen, 
-  die Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern 

und
-  die Akzeptanz von sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu 

unterstützen
•	 Kofinanzierung	 zu	 Landesfördermitteln	 für	 Projekte	 im	Bereich	

Chancengleichheit

5. Zuwendungsempfänger

Antragsberechtigt sind Vereine und Verbände, die ihren Sitz in Leipzig 
haben und sich für die Gleichstellung von Frau und Mann und den 
Abbau	von	geschlechtsspezifischen	Benachteiligungen	einsetzen.

6. Zuwendungs- und Finanzierungsarten

Zuwendungen werden als Projektförderung für einzelne zeitlich und 
inhaltlich abgegrenzte Vorhaben gewährt.

Sie	können	als	Teilfinanzierung	in	Form	einer

Anteilsfinanzierung
Fehlbedarfsfinanzierung	oder
Festbetragsfinanzierung

gewährt werden.

Der Antragsteller soll sich mit einem angemessenen Eigenanteil von 
mindestens 10 % der zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen. Be-
messungsgrundlage für die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben 
sind die geplanten Einnahmen und Ausgaben des Zuwendungsemp-
fängers. Der Ersatz des eigenen Finanzierungsanteils des Antragstellers 
durch unbare Eigenleistungen ist nur nach vorheriger sachgerechter 
Bewertung und Anerkennung durch das Referat für Gleichstellung 
von Frau und Mann zulässig.

7. Aufwendungen

7.1 Zuwendungsfähige Aufwendungen

Grundlage für die Zuwendungen sind diejenigen Ausgaben, die not-
wendig für das Projekt anfallen.

Zuwendungsfähig sind dabei Sach- und Honorarausgaben, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Projekt stehen und zugleich 
angemessen sind. In begründeten Fällen können auch Personalausgaben 
für Beschäftigte als zuwendungsfähig anerkannt werden, soweit diese 
für aus Anlass dieses Vorhabens tätig sind. Im Rahmen der Projekt-
förderung können bis zu 15 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, 
höchstens jedoch 3.500,00 EUR, für bezeichnete Personalausgaben als 
zuwendungsfähig anerkannt werden. Soweit die Gesamtausgaben 
des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der 
öffentlichen Hand bestritten werden, darf der Zuwendungsempfänger 
seine	Beschäftigten	finanziell	nicht	besserstellen	als	vergleichbare	Be-
dienstete nach TVöD (Besserstellungsverbot). Höhere Vergütungen 
als im jeweils gültigen Tarifvertrag TVöD sowie sonstige über- und 
außertarifliche	Leistungen	dürfen	nicht	gewährt	werden.	Bemessungs-
grundlage für die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben sind die 
geplanten Einnahmen und Ausgaben des Zuwendungsempfängers.

Zuwendungsfähige Sachausgaben
• Betreiberausgaben (z. B. Miete, Mietnebenkosten, Reinigung, Ener-

gie, Wasser)
• Telefonkosten, Büro- und Verbrauchsmaterial, Porto
• Fachliteratur (Bücher, Broschüren, Zeitschriften)
• Reisekosten auf Grundlage des Sächsischen Reisekostengesetzes in 

der jeweils gültigen Fassung
• Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit
• Versicherungen, soweit diese gesetzlich vorgeschrieben sind.

Ist die Umsatzsteuer nach § 15 UStG als Vorsteuer abziehbar, gehört 
sie nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben.

7.2 Nicht zuwendungsfähige Aufwendungen

Folgende Ausgaben sind nicht zuwendungsfähig:
• Raumausstattung (Möbel, Lampen u. ä.)
• Raumschmuck (Bilder, Kalender, Blumen u. ä.)
• Ausgaben für Repräsentationen (Bewirtungskosten, Preise u. ä.)
• Bildung von Rücklagen und Rückstellungen
• Zinsen und Darlehen
• Mahngebühren
•	 Zahlungsverpflichtungen	aus	Rechtsstreitigkeiten
• Stornogebühren
•	 satzungsgemäße	Mitgliedsbeiträge,	Pflichtumlagen	und	Spenden

Fachförderrichtlinie Chancengleichheit  
von Frau und Mann

Beschluss Nr. VII-DS-05481 der Ratsversammlung vom 8. Dezember 2021
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8. Antragsverfahren

Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es eines schriftlichen 
Antrages an das Referat für Gleichstellung von Frau und Mann unter 
Verwendung des vom Referat für Gleichstellung zur Verfügung ge-
stellten Formulars (Anlage Antrag auf Gewährung einer städtischen 
Zuwendung).
Der Antrag ist bis zum 30.09. des laufenden Haushaltsjahres für das 
folgende Haushaltsjahr zu stellen. Später eingehende Anträge werden 
als Nachanträge behandelt und können nur berücksichtigt werden, 
wenn nach Bearbeitung der fristgemäß eingereichten Anträge noch 
Haushaltsmittel vorhanden sind.
Der Antrag muss die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Ange-
messenheit der Zuwendung 
erforderlichen Angaben enthalten. Das Referat für Gleichstellung von 
Frau und Mann ist berechtigt, weitere Informationen vom Antragsteller 
abzufordern oder über ihn einzuholen.

Wurden für dasselbe Vorhaben Zuwendungsanträge bei anderen Be-
willigungsbehörden der Stadt Leipzig, auf Landesmittel etc. gestellt 
oder liegen bereits Zuwendungsbescheide vor, so ist 
darüber im Antrag zu informieren, um eine Doppelförderung auszu-
schließen. Auf Punkt 9 wird verwiesen.

9. Vorzeitiger Maßnahmebeginn

Zuwendungen werden zukunftsbezogen bewilligt, um einen bestimm-
ten Zweck zu erfüllen.
Eine Förderung bereits begonnener oder durchgeführter Projekte ist 
grundsätzlich nicht
zulässig. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrages 
(ohne Rücktrittsrecht) zu werten. 

Mit Einreichen des Zuwendungsantrages kann aus begründetem 
Anlass die Genehmigung für einen vorzeitigen Maßnahmebeginn 
beantragt werden. Erst nach dieser Genehmigung, die schriftlich und 
ohne Rechtsanspruch auf eine spätere Zuwendung erteilt wird, kann 
mit dem Projekt begonnen werden. Die Ausnahmeregelung erstreckt 
sich auf den Zeitraum zwischen Antragstellung und Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides.

10. Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren

Über die Zuwendung entscheidet das Referat für Gleichstellung von 
Frau und Mann im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel im 
Einvernehmen mit dem Fachausschuss für Soziales, Gesundheit und 
Vielfalt	aufgrund	seines	pflichtgemäßen	Ermessens.	

Die Bewilligung einer Zuwendung erfolgt durch schriftlichen Zuwen-
dungsbescheid. Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht 
oder nicht in vollem Umfang entsprochen wird, ist dies zu begründen 
(§	39	VwVfG).	Der	Zuwendungsbescheid	kann	zusätzliche	Auflagen
enthalten. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest) sind Be-
standteil	des	Zuwendungsbescheides	und	enthalten	Auflagen	und	Be-
dingungen im Sinne des § 36 VwVfG sowie notwendige Erläuterungen.

Bei Projektförderung richtet sich der Bewilligungszeitraum nach der 
Projektdauer. Dieser darf den Zeitraum des Haushaltsjahres jedoch 
nicht überschreiten.

Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft (Ablauf der 
Rechtsbehelfsfrist) des Zuwendungsbescheides angefordert und aus-
gezahlt werden. Verzichtet der Zuwendungsempfänger schriftlich 
auf die Einlegung eines Rechtsbehelfs (Anlage Rechtsbehelfsverzicht), 
führt dies zur vorzeitigen Bestandskraft des Zuwendungsbescheides.

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt auf Anforderung des Zu-
wendungsempfängers, soweit die Mittel voraussichtlich innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des 
Zuwendungszwecks benötigt werden.

11. Mitteilungspflicht des Zuwendungsempfängers

Der	Zuwendungsempfänger	ist	verpflichtet,	dem	Referat	für	Gleichstel-

lung von Frau und Mann unverzüglich Sachverhalte anzuzeigen, wenn
• er nach Vorlage des Kosten- und Finanzierungsplanes weitere 

Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen Stellen beantragt 
oder von ihnen erhält, sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben 
oder eine Änderung der Finanzierung ergibt,

• der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zu-
wendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

• sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

• Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 
genutzt bzw. nicht mehr benötigt werden,

• es bei der Durchführung der Maßnahme terminliche Verschiebungen 
gibt,

• er seine Organisationsstruktur ändert,
• ein Insolvenzverfahren von bzw. gegen ihn beantragt oder eröffnet 

wird.

12. Nachweisverfahren

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Zu-
wendung ist dem Referat für Gleichstellung von Frau und Mann ein 
Verwendungsnachweis (Anlage Verwendungsnachweis) vorzulegen. 
Dieser besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nach-
weis mit Originalbelegen. Der Verwendungsnachweis ist spätestens 
drei Monate nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes einzureichen.

Die Form des Verwendungsnachweises (ggf. einfacher Verwen-
dungsnachweis ohne Originalbelege) wird im Zuwendungsbescheid 
festgelegt.

Der Zuwendungsempfänger hat im Verwendungsnachweis zu be-
stätigen, dass die
Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam ver-
fahren worden ist und die
Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen.

Die Stadt Leipzig kann im Zusammenhang mit der Prüfung des Ver-
wendungsnachweises eine 
Vor-Ort-Prüfung vornehmen. Der Zuwendungsempfänger hat Belege 
und sonstige angeforderte Unterlagen bereitzuhalten und Auskünfte 
zu erteilen.

13. Rückforderung

Wird der Zuwendungsbescheid (teilweise) unwirksam oder mit Wir-
kung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen, ist die 
Zuwendung – auch wenn sie bereits verwendet worden ist – (anteilig) 
zu erstatten. Die zu erstattende Leistung wird durch schriftlichen Be-
scheid festgesetzt. Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49 VwVfG 
mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB für das 
Jahr zu verzinsen.

14. Veröffentlichung im Zuwendungsbericht

Alle Zuwendungen der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadtverwal-
tung stehende Stellen werden jährlich im Zuwendungsbericht unter 
Einhaltung der festgelegten datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
erfasst und veröffentlicht. Die Zustimmung zur Veröffentlichung ist 
im Rahmen des Zuwendungsantrages zu erklären.

15. Inkrafttreten

Die Fachförderrichtlinie tritt mit Beschlussfassung der Ratsversamm-
lung in Kraft und setzt damit die Fachförderrichtlinie Chancengleichheit 
von Frau und Mann, Beschluss Nr. VI-DS-04013 der Ratsversammlung 
vom 07.09.2017 außer Kraft.

Die „Fachförderrichtlinie Chancengleichheit von Frau und Mann“ 
wird im Internetportal der Stadt Leipzig unter www.leipzig.de ver-
öffentlicht.	■

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

http://www.leipzig.de
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 18.11.2021 (Fortsetzung 
vom 10.11.2021) den Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2019 bis 31.12.2019 festgestellt. Gemäß § 34 (2) der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung vom 22.09.2018 wird das Jahresergebnis wie 
folgt bekannt gegeben:
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 
wird festgestellt mit einer Bilanzsumme von 37.517.060,08 Euro, davon 
entfallen (in €):

Aktiva
Anlagevermögen   25.351.780,20
Umlaufvermögen   12.063.657,39
Rechnungsabgrenzungsposten 101.622,49

Passiva
Eigenkapital   20.268.282,22
Rücklagen   20.166.766,46
Gewinn/Verlustvortrag Vorjahre 393.624,67
Jahresüberschuss/-fehlbetrag - 292.108,91

Sonderposten für bezuschusste
Investitionsgüter des Anlagevermögens 6.756.034,92

Rückstellungen   2.611.895,96
Verbindlichkeiten   4.385.982,93
Rechnungsabgrenzungsposten 3.494.864,05

Summe der Erträge: 44.351.263,53
Summe der Aufwendungen: 44.643.372,44

Jahresfehlbetrag   292.108,91

Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 in der Fassung vom 27.03.2020 
wird festgestellt. Der Jahresverlust beträgt EUR 292.108,91 und wird mit 
der Kapitalrücklage (Stand 31.12.2019: EUR 19.953.334,58) verrechnet.

Der Gewandhausleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 
31.12.2019 Entlastung erteilt.

Der Jahresabschluss 2019 wurde von der KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft geprüft.

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN AB-
SCHLUSSPRÜFERS 
An den Eigenbetrieb „Gewandhaus zu Leipzig“, Leipzig

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs „Gewandhaus zu 
Leipzig“, Leipzig, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs 
„Gewandhaus zu Leipzig“ für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über Kommunale 
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverord-
nung – SächsEigBVO) und vermittelt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 
und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
Kommunale Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigen-
betriebsverordnung – SächsEigBVO) und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 Abs. 2 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere	sonstigen	deutschen	Berufspflichten	in	Übereinstimmung	mit	
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften und Vorschriften der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über Kommunale Eigen-
betriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung – 
SächsEigBVO) in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Ver-
treter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 

Feststellung des Jahresabschlusses für das  
Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 für den  
Städtischen Eigenbetrieb Gewandhaus zu Leipzig
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Vorschriften und den Vorschriften der Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern über Kommunale Eigenbetriebe im Frei-
staat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung – SächsEigBVO) 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern über Kommunale Eigen-
betriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung 
– SächsEigBVO) zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
Kommunale Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigen-
betriebsverordnung – SächsEigBVO) entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 Abs. 2 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten	beeinflussen.	

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
-	 identifizieren	und	 beurteilen	wir	 die	Risiken	wesentlicher	 –	 be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-

nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebes 
abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigen-
betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit	 besteht,	 sind	wir	 verpflichtet,	 im	 Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen	sind,	unser	jeweiliges	Prüfungsurteil	zu	modifizieren.	
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebes.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten An-
gaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“

Die Unterlagen können werktags von 9 bis 17 Uhr zwischen dem 10.01. 
und 24.01.2022 im Gewandhaus eingesehen werden. Interessenten 
melden sich bitte während dieser Zeit am Empfang des Gewandhauses, 
Augustusplatz	8.	■
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Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz kann für diejenigen Steuer-
schuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Grundsteuer wie 
im Vorjahr zu entrichten haben, die Grundsteuer durch öffentliche 
Bekanntmachung festgesetzt werden.
Die Stadt Leipzig macht hinsichtlich der Grundsteuerfestsetzung für 
das Kalenderjahr 2022 von dieser Möglichkeit der öffentlichen Bekannt-
machung Gebrauch und setzt hiermit – vorbehaltlich der Erteilung eines 
schriftlichen Grundsteuerbescheides 2022 in individuellen Fällen – die 
Grundsteuer für das Jahr 2022 in gleicher Höhe wie im Vorjahr fest.
Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2022 erhalten, haben 
im Kalenderjahr 2022 die gleiche Grundsteuer zu entrichten, wie sie 
zuletzt für das Jahr 2021 festgesetzt wurde. Auf den Inhalt der zuletzt 
ergangenen schriftlichen Grundsteuerbescheide wird ausdrücklich 
hingewiesen.
Mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfest-
setzung im Amtsblatt treten für die Steuerschuldner die gleichen 
Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher 

Steuerpflicht bei Eigentumswechsel

Die Grundsteuer entsteht in voller Höhe mit dem Beginn des Kalen-
derjahres.
Persönlicher Schuldner der Grundsteuer für das jeweilige Kalender-
jahr ist grundsätzlich derjenige, dem das Grundstück, die Eigentums-
wohnung usw. zu Beginn des Kalenderjahres gehört (Stichtag: 01.01.). 
Anderslautende private Absprachen, auch notariell beglaubigt, haben 
darauf	keinen	Einfluss.
 
Die Grundsteuer ist eine Jahressteuer. Bei einem Eigentumswechsel darf 
die Umschreibung der Grundsteuer erst dann vorgenommen werden, 
wenn das Finanzamt zuvor den Grundbesitz dem neuen Eigentümer 
zugerechnet hat (Zurechnungsfortschreibung). Diese Zurechnung 
erfolgt in der Regel frühestens zum 01.01. des auf den Zeitpunkt des 
wirtschaftlichen Überganges folgenden Jahres. Der wirtschaftliche 
Übergang wird zumeist im Rahmen eines Kaufvertrages vereinbart, 
beispielsweise bei vollständiger Zahlung des Kaufpreises oder zu 
einem festgelegten Datum.
 
Das Datum der Grundbucheintragung ist für die Entscheidung über 
die Zurechnung des Grundbesitzes in den allermeisten Fällen nicht 
von Bedeutung.
 
Der ehemalige Eigentümer bleibt nach den rechtlichen Bestim-
mungen (Grundsteuergesetz) für die rechtzeitige und vollständige 
Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich. Seine Zahlungsver-
pflichtung	endet	erst,	wenn	er	einen	Bescheid	erhält,	aus	dem	das	

Festsetzung der Grundsteuer in der Stadt Leipzig  
für das Kalenderjahr 2022

Allgemeine Hinweise zur Grundsteuer (siehe auch  
Hinweise auf zuletzt ergangenen Grundsteuerbescheiden)

Steuerbescheid zugegangen wäre.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die durch diese öffentliche Bekanntmachung bewirkte Steuerfest-
setzung kann innerhalb eines Monats, nachdem die Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt erfolgt ist, schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Stadtkämmerei, Amt 20.31, 04092 
Leipzig (Sitz: Nonnenmühlgasse 1) Widerspruch eingelegt werden. 
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz unter amt20_steuern@leipzig.de oder 
mittels De-Mail gemäß § 5 Abs. 5 DE-Mail-Gesetz unter info@leipzig.
de-mail.de	eingelegt	werden.	■
Hinweis:
Der Widerspruch hat keine zahlungsaufschiebende Wirkung.
Leipzig, den 08.01.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Ende	der	Steuerpflicht	hervorgeht.	Der	neue	Eigentümer	kann	erst	
für darauffolgende Zeiträume zur Zahlung der Grundsteuer un-
mittelbar herangezogen werden.

Zahlungsweise

Die im zuletzt ergangenen Bescheid erwähnte Zahlungsweise bleibt 
solange verbindlich, bis eine Änderung beantragt wird. 
Folgende Möglichkeiten der Zahlungsweise bestehen:
- je ein Viertel des Jahresbetrages wird am 15. Februar, 15. Mai, 15. 

August und 15. November entrichtet, oder
- Jahresbeträge größer als 15 Euro können ungeteilt zum 1. Juli ent-

richtet werden. (Jahresbeträge bis 15 Euro sind am 15.08. fällig.)
Die Zahlungsweise kann nur für zukünftige Jahre geändert werden. 
Der Antrag ist bis 30.9. des jeweiligen Vorjahres zu stellen.

Zahlungsverkehr

Sie sparen Zeit und vermeiden Säumniskosten, wenn Sie am SEPA-
Lastschrifteinzugsverfahren teilnehmen.
Formulare sowie Auskunft über geleistete Zahlungen, Erstattung von 
Guthaben und die Berechnung von Nebenkosten erhalten Sie von der 
Stadtkasse:
Postanschrift: Stadt Leipzig, Stadtkasse, 04092 Leipzig 
Sitz	und	Telefon-	und	Fax-Nr.	finden	Sie	auf	Seite	1	des	letzten	Be-
scheides unter  „Rückfragen zur Zahlung“.
Das SEPA-Formular ist auch im Internet unter www.leipzig.de ab-
rufbar.	■
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 Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 08.12.2021 den Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wohn-
quartier Zur Alten Brauerei“ gebilligt und die öffentliche Auslegung 
nach § 3 Absatz 2 BauGB beschlossen. Der Beschluss wird hiermit 
bekannt gemacht. 

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden. 

Das	Plangebiet	befindet	sich	in	Leipzig-Nordwest,	im	Ortsteil	Lütz-
schena-Stahmeln zwischen Hallesche Straße und der Straße Zur Alten 
Brauerei (entsprechend kartenmäßiger Darstellung).

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Zusammenhang 
mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 445 „Wohnquartier Zur 
Alten Brauerei“ und ist planungsrechtliche Voraussetzung für die 
angestrebte	Wohnnutzung	der	 bisher	 als	 gemischte	 Baufläche	und	
Grünfläche	dargestellten	Flächen.
 
Gemäß § 3 Absatz 1 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) i. V. m. 
§ 1 Nr. 4 PlanSiG und § 3 Absatz 2 Satz 1 BauGB werden die Flächen-
nutzungsplan-Änderung, die Begründung und die wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen

vom 25.01.2022 bis 24.02.2022

über die Webseite der Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleit-
planung-aktuell sowie über das zentrale Landesportal des Freistaates 
Sachsen zur Bauleitplanung unter www.bauleitplanung.sachsen.de 
zur Einsicht öffentlich ausgelegt. 

Zusätzlich sind die gesamten Planunterlagen im Neuen Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, im Ausstel-
lungsbereich vor den Zimmern 496-499, während der Dienststunden 
 
   Mo./Mi.  8:00 – 15:00 Uhr   
   Di./Do.   8:00 – 16:00 Uhr  
   Fr.   8:00 – 12:00 Uhr

verfügbar. 

Wir weisen darauf hin, dass aufgrund der Vorschriften im Zusammen-
hang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie von der sonst üblichen 
öffentlichen Auslegung im Neuen Rathaus abgewichen wird. Sollte eine 
Einsichtnahme in die Planunterlagen im Stadtplanungsamt notwendig 
sein, bitten wir um telefonische Voranmeldung unter (0341) 123-4948.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, den Beschluss im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06004). 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden. Schriftliche Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt 
Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, oder per E-Mail an stadt-
planungsamt@leipzig.de. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-

nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben. 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:

Umweltbericht zu den Belangen des Umweltschutzes und den Ergeb-
nissen der Umweltprüfung über die möglichen Auswirkungen der 
Planung	(Teil	der	Begründung	zur	FNP-Änderung,	Kap.	7).	■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich  
„Wohnquartier Zur Alten Brauerei“, Leipzig-Nordwest

Öffentliche Auslegung des Planentwurfes
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 08.12.2021 den Entwurf 
des Bebauungsplans Nr. 445 „Wohnquartier Zur Alten Brauerei“ ge-
billigt und die öffentliche Auslegung nach § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) beschlossen. 

Der Beschluss wurde unter Berücksichtigung eines Änderungsantrages 
beschlossen. Die Änderung beinhaltet vor allem Maßnahmen hinsicht-
lich der Konzepte für Mobilität, Energie und ÖPNV-Anbindung des 
Plangebietes, sowie die Prüfung einer möglichen Nutzungsmischung 
für das städtische Grundstück an der Halleschen Straße und Unter-
bringung einer Quartiersgarage. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt 
gemacht. Er ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden. 

Das	Plangebiet	befindet	sich	in	Leipzig-Nordwest,	im	Ortsteil	Lütz-
schena-Stahmeln zwischen Hallesche Straße und der Straße Zur Alten 
Brauerei (entsprechend kartenmäßiger Darstellung).

Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Grundlagen 
für die Entwicklung des Gebietes zu einem Wohnstandort geschaffen 
werden. Dabei sollen die denkmalgeschützten Gebäude erhalten und 
durch neue Wohngebäude sowie eine Kita und perspektivisch einen 
Nahversorgungsmarkt ergänzt werden. 

Gemäß § 3 Absatz 1 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) i. V. m. 
§ 1 Nr. 4 PlanSiG und § 3 Absatz 2 Satz 1 BauGB werden der Entwurf 
des Bebauungsplans, die Begründung und die wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen

vom 25.01.2022 bis 24.02.2022

über die Webseite der Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleit-
planung-aktuell 
sowie über das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur 
Bauleitplanung unter www.bauleitplanung.sachsen.de zur Einsicht 
öffentlich ausgelegt. 

Zusätzlich sind die gesamten Planunterlagen im Neuen Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, im Aus-
stellungsbereich vor den Zimmern 496-499, während der Dienststunden
 
   Mo./Mi.  8:00 – 15:00 Uhr   
   Di./Do.   8:00 – 16:00 Uhr  
   Fr.   8:00 – 12:00 Uhr

verfügbar. 

Wir weisen darauf hin, dass aufgrund der Vorschriften im Zusammen-
hang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie von der sonst üblichen 
öffentlichen Auslegung im Neuen Rathaus abgewichen wird. Sollte eine 
Einsichtnahme in die Planunterlagen im Stadtplanungsamt notwendig 
sein, bitten wir um telefonische Voranmeldung unter (0341) 123-4948.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, den Beschluss im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-05478). 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden. Schriftliche Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt 
Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, oder per E-Mail an stadt-
planungsamt@leipzig.de. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben. 

Die in den vorliegenden Stellungnahmen genannten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen beziehen sich insbesondere auf folgende Aus-
sagen und Hinweise:

• Kommunale Wasserwerke Leipzig GmbH zu Wasser (Wasserver-
sorgung, Abwasserentsorgung, Ableitung und Versickerung von 
Niederschlagswasser)

• Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
zu	Boden/Wasser	(Vermeidung	negativer	Einflüsse	der	geplanten	
Maßnahmen durch Versickerung von Schadstoffen in den ober-
flächennah	 anstehenden	 Grundwasserleiter	 der	 saalzeitlichen	
Haupttrasse sowie der unterlagernden Elstertrasse)

• Landesdirektion Sachsen zu Boden/Altlasten (Gelände der ehe-
maligen Sternburg-Brauerei im Sächsischen Altlastenkataster als 
Altlastenverdachtsfläche	erfasst)

•	 Stadt	Leipzig,	Amt	für	Umweltschutz	zu	Pflanzen/Tieren	(gesetz-
lich geschütztes Biotop „Höhlenreiche Altholzinsel“, besonders 
geschützte	Blauflügelige	Ödlandschrecke	und	weitere	Heuschre-
ckenarten sowie streng geschützte Fledermausarten), Menschen 
(Schallemission durch Gewerbelärm und Verkehrslärm), 

Klima/Energie (Mindestanteile der Wärme- und Stromversorgung 
durch erneuerbare Energien), Boden/Altlasten/Wasser (Altlasten-
verdacht für Gesamtgelände der ehemaligen Sternburg-Brauerei, 
Vorkehrungen zu Versickerung von Niederschlagswasser auf 
schadstoffbelasteten Boden, Umgang mit Wasser, Abwasser und 
Regenwasserbewirtschaftung) 

•	 Stadt	Leipzig,	Amt	für	Stadtgrün	und	Gewässer	zu	Pflanzen	(Hin-
weis auf streng geschütztes Biotop „Höhlenreiche Altholzinsel“)

Bebauungsplan Nr. 445 „Wohnquartier  
Zur Alten Brauerei“, Leipzig-Nordwest

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs  
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• Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, SG Flächennutzungsplanung und 
sektorale Entwicklungsplanung zu Klima/Energie (Gewinnung, 
Speicherung, Nutzung erneuerbarer Energien)

• Aus der Öffentlichkeit zu Menschen (Beeinträchtigungen der Wohn-
verhältnisse aufgrund Lärm- und Abgasbelastung durch geplante 
Verkehrsführung)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 

• Vermessung einschließlich Baumbestand vom 26.04.2018 
• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag von Mai 2019 
• Faunistische Untersuchungen an Heuschrecken (Orthoptera) vom 

07.08.2019 
• Bestandsdokumentation Bäume und Flächeninanspruchnahme von 

August 2021 
• Untersuchung Gebäudeschadstoffe, Orientierende Altlastenunter-

suchung, Abfall- und Entsorgungskonzept vom 13.05.2019 
• Schallimmissionsprognose für das B-Plangebiet Nr. 445 „Wohnquar-

tier Zur Alten Brauerei“ gegenüber Straßenverkehrslärm, Vergleich 
der Ergebnisse mit den städtebaulichen Orientierungswerten der 
DIN 18005 und Ausweisung der maßgeblichen Außenlärmpegel-
bereiche nach DIN 4109-2 (Ausgabe 07/2016), vom 15.01.2020

• Grundstücksentwässerung, hydrologische Grundlagen vom 
24.05.2019 

• Erschließungskonzept Wasser, Abwasser und Regenwasser vom 
28.04.2020 

• Verkehrsplanerische und Verkehrstechnische Untersuchung vom 
26.07.2019 

• Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im 
Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wurden. 
Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung zum Entwurf 
des Bebauungsplans und enthält Informationen und Aussagen zu 
den Auswirkungen auf Fläche, Boden und Wasser (insbesondere 
zu erhöhten Schadstoffgehalten im Bereich des Treibstoff- und 
Öllagers und Kfz-Stellplatzes der ehemaligen Sternburg-Brauerei, 
zum Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser), Luft, Klima, 
Pflanzen	 (insbesondere	 zum	 Eingriff	 in	 den	 Kastanienbestand	
an der Halleschen Straße als geschütztes Biotop „Höhlenreiche 
Altholzinseln“, zur Änderung der Vegetationsstruktur), Tiere 
(insbesondere Brutvögel, Fledermäuse, Eremiten, Zauneidechsen 
und Heuschrecken), Biologische Vielfalt, Landschaft, Erholungs-
potenzial, Menschen und Gesundheit (insbesondere Verkehrslärm 
und Gewerbelärm), Kulturgüter und sonstige Sachgüter und deren 
Wechselwirkungen.	■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau einer Sporthalle mit 
Raumanschießanlage zur Nutzung durch die Zollbehörde, Bahnhof- 
straße 86, Leipzig, Gemarkung Kleinwiederitzsch, Flurstück 145/c

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	 Amt	 für	 Bauordnung	 und	 Denkmalpflege	 der	 Stadt	 Leipzig	
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2021-005142-SB-63.40-SGR einen Bescheid mit folgendem verfü-
genden Teil erlassen:
(1 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau einer Sporthalle 

mit Raumanschießanlage zur Nutzung durch die Zollbehörde, 
Bahnhofstraße 86, Leipzig, Gemarkung Kleinwiederitzsch, Flur-
stück 145/c, im Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische 
Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	Bedingungen,	Auflagen	und	Auf-
lagenvorbehalte. 

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Nordost;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-89	26	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umnutzung Gebäude 2L Unter-
geschoss, Teilbereich, zu einem GZD HVT Trainingsgebäudeteil i. V. m. 

dem Ausbildungszentrum ZOLL, Bahnhofstraße 86“, Leipzig,  
Gemarkung Großwiederitzsch, Flurstück 72/4

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das	 Amt	 für	 Bauordnung	 und	 Denkmalpflege	 der	 Stadt	 Leipzig	
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2021-012024-SB-63.40-SGR einen Bescheid mit folgendem verfü-
genden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umnutzung Gebäude 

2L Untergeschoss, Teilbereich, zu einem GZD HVT Trainingsge-
bäudeteil i. V. m. dem Ausbildungszentrum ZOLL, Bahnhofstraße 
86“, Leipzig, Gemarkung Großwiederitzsch, Flurstück 72/4, im 
Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Son-
derbau) ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	Bedingungen,	Auflagen	und	Auf-
lagenvorbehalte

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Nordost;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)

auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter info@leipzig.de-mail.
de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im	 Amt	 für	 Bauordnung	 und	 Denkmalpflege	 der	 Stadt	 Leipzig,	
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-89	26	gebeten.	■

http://info@leipzig.de-mail.de
http://info@leipzig.de-mail.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Dachgeschossausbau, Bornaische 
Straße 23, Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstück 463/c

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 16.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-010174-VV-63.42-KKE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Dachgeschossausbau, 
Bornaische Straße 23, Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstück 
463/c, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	Bedingungen	und	Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Südost;	Martin-Luther-Ring	
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51	67	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nachträgliche Installation von 
zwei Spindeltreppen für die jeweiligen Geschosse, vom 2. OG bis in das 

DG zur Realisierung eines 2. Flucht- und Rettungsweges,  
Brandvorwerkstraße 57, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 2974/r

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 29.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-008262-VV-63.42-MAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1.  Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nachträgliche Installation 
von zwei Spindeltreppen für die jeweiligen Geschosse, vom 2. OG 
bis in das DG zur Realisierung eines 2. Flucht- und Rettungsweges, 
Brandvorwerkstraße 57, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 
2974/r, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauord-
nung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.	 Die	 Baugenehmigung	 enthält	 Bedingungen,	Auflagen	und	Auf-
lagenvorbehalte. 

3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Südost;	Martin-Luther-Ring	
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer  
0341/123-89	27	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung  

von Bürofläche zu Wohnen, Etkar-André-Straße 33“, Leipzig,  
Gemarkung Gohlis, Flurstück 802

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 15.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-009108-VV-63.30-MAR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von 
Bürofläche	zu	Wohnen,	Etkar-André-Straße	33“,	Leipzig,	Gemar-
kung Gohlis, Flurstück 802, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	West,	SG	Nordwest;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51	18	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau von Balkonen,  

Neubau Gaube, Austausch Fenster, Hamburger Straße 18“, Leipzig,  
Gemarkung Leipzig, Flurstück 2745/o

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 08.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-010679-VV-63.30-UKR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau von Balkonen, 
Neubau Gaube, Austausch Fenster, Hamburger Straße 18“, Leipzig, 
Gemarkung Leipzig, Flurstück 2745/o, im Genehmigungsverfah-
ren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) 
ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	Bedingungen,	Auflagen	und	Auf-
lagenvorbehalte.

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	West,	SG	Nordwest;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer  
0341/123-51	27	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von Werbeanlagen  
in Form von zwei Schriftzügen mit den Maßen 2,00 x 6,00 m,  

zwei Logos (groß) mit den Maßen 4,20 x 4,00 m sowie zwei Logos  
mit den Maßen 2,38 x 2,27 m am Gebäude Holzhäuser Straße 108“, 

Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstücke 122, 122/6, 122/

Gemäß § 70 Abs. 3 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) vom 
28.05.2004 (SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung 
wird Folgendes bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 17.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-012849-VV-63.12-CLB einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von Werbean-
lagen in Form von zwei Schriftzügen mit den Maßen 2,00 x 6,00 m, 
zwei Logos (groß) mit den Maßen 4,20 x 4,00 m sowie zwei Logos 
mit den Maßen 2,38 x 2,27 m am Gebäude Holzhäuser Straße 108“, 
Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstücke 122, 122/6, 122/7, im 
Genehmigungsverfahren nach § 63 der Sächsischen Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	einen	Auflagenvorbehalt.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Verwaltung,	SG	Grundsatzfragen;	
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 
118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51	77	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Abriss Balkonanlage  

Hofseite rechts, EG bis 3. OG Ersatzneubau, Abriss Balkon 3. OG links 
und Neuerrichtung, Michael-Kazmierczak-Straße 39“,  

Leipzig Gemarkung Gohlis, Flurstück 821

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 20.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-010349-VV-63.30-HWI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Abriss Balkonanlage 
Hofseite rechts, EG bis 3. OG Ersatzneubau, Abriss Balkon 3. OG 
links und Neuerrichtung, Michael-Kazmierczak-Straße 39“, Leipzig 
Gemarkung Gohlis, Flurstück 821, im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zuge-
lassen Abweichung von den Anforderungen aus § 6 (2) SächsBO, 
Abstandsflächen

(3)	Die	Baugenehmigung	enthält	Bedingungen	und	Auflagen.
(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	West,	SG	Nordwest;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-89	25	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von vier einseitigen 
Großflächen-Werbeanlagen (beleuchtet) am Standort Rosenowstraße 

30 b“, Leipzig, Gemarkung Mockau, Flurstück 1467

Gemäß § 70 Abs. 3 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) vom 
28.05.2004 (SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung 
wird Folgendes bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 10.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2019-010266-VV-63.40-CMI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von vier 
einseitigen	Großflächen-Werbeanlagen	 (beleuchtet)	 am	 Standort	
Rosenowstraße 30 b“, Leipzig, Gemarkung Mockau, Flurstück 1467, 
im Genehmigungsverfahren nach § 63 der Sächsischen Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die	Baugenehmigung	enthält	einen	Auflagenvorbehalt.	
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Nordost;	Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51	77	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

http://info@leipzig.de-mail.de 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 4 Mehrfamilien-
häusern mit 63 Wohneinheiten sowie Tiefgarage mit 56 Stellplätzen, 
Shakespearestraße“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 926f, 927

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	als	
untere Bauaufsichtsbehörde den am 13.12.2018 unter dem Aktenzei-
chen 63-2018-011730-VV-63.20-JAP erlassenen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 4 Mehr-
familienhäusern mit 63 Wohneinheiten sowie Tiefgarage mit 56 
Stellplätzen, Shakespearestraße“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, 
Flurstücke 926f, 927, gemäß § 73 Abs. 2 SächsBO verlängert.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Zentrum/Sonderbauten,	SG	
Zentrum; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung des Bescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Verlängerung 
der Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung des Bescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag dieser 
Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51	92	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Vorbescheid: Errichtung zweier 
Wohngebäude sowie einer Tiefgarage unter beiden Wohngebäuden, 

Dankwartstraße 3“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 130/6
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das	Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig	hat	
als untere Bauaufsichtsbehörde am 20.12.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-013662-BV-63.42-KKE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1 Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für das 
Vorhaben: „Vorbescheid: Errichtung zweier Wohngebäude sowie 
einer Tiefgarage unter beiden Wohngebäuden, Dankwartstraße 3“, 
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 130/6, ist erteilt.

(2) Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung	und	Denkmalpflege,	Abt.	Ost,	SG	Südost;	Martin-Luther-Ring	
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 
Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt	für	Bauordnung	und	Denkmalpflege	der	Stadt	Leipzig,	Technisches	
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51	67	gebeten.	■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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